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DATENSCHUTZ-GRUND-VO: ES GEHT VORAN…… EIN BISSCHEN – RAT 
„Die partielle allgemeine Ausrichtung zum Vorschlag einer Datenschutz-Grundverordnung wird unter 
der Voraussetzung festgelegt, dass nichts vereinbart ist, solange nicht alles vereinbart ist“. Dieser 
Ausschnitt aus dem Ratsdokument zur partiellen allgemeinen Ausrichtung zum Kommissionsvor-
schlag COM(2012) 11 zeigt, dass die am 6. Juni 2014 erzielten Verhandlungsergebnisse zwar ein 
Fortschritt, jedoch nicht in Stein gemeißelt sind. Konkret einigten sich die EU-Justizminister zum einen 
auf den räumlichen Geltungsbereich der Verordnung und damit auch auf den Anwendungsbereich bei 
der Verarbeitung von Daten von in der Union ansässigen Personen durch einen nicht in der Union 
niedergelassenen Verantwortlichen (Art. 3 (2)). Zum anderen wurden zu den Definitionen von „unter-
nehmensinternen Datenschutzvorschriften“ und "internationalen Organisationen", sowie zum Text des 
Kapitels V der Verordnung zur Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer oder an interna-
tionale Organisationen Einigungen erzielt. Die Justizminister hielten auch eine Aussprache zum kont-
rovers diskutierten Thema der einheitlichen Datenschutzkontaktstelle für grenzüberschreitend tätige 
Unternehmen (Stichwort: „one-stop-shop“) – und einigten sich darauf, dass die technischen Aspekte 
dieses Themas unter der folgenden italienischen Ratspräsidentschaft weiter diskutiert werden sollen. 
 

REFORM DER EU-INSOLVENZVERORDNUNG NIMMT WEITERE HÜRDE – RAT  
Der Justiz- und Innenministerrat hat nach zahlreichen Sitzungen der zuständigen Ratsarbeitsgruppe 
am 06. Juni 2014 eine allgemeine Ausrichtung zum Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der 
Verordnung 1346/2000/EG über Insolvenzverfahren COM(2012) 744 angenommen. Damit ist zumin-
dest über den verfügenden Teil der Verordnung ein Kompromiss zwischen den Mitgliedstaaten gefun-
den worden, der nun Grundlage für die beginnenden Verhandlungen mit dem EU-Parlament sein wer-
de. Diskussionspunkte zwischen den Mitgliedstaaten waren insbesondere noch die Einführung eines 
europäischen Insolvenzregisters, die sogenannten virtuellen Verfahren, sowie die Koordinierung der 
Insolvenzverfahren von Mitgliedern einer Unternehmensgruppe. Der DAV hatte sich im Laufe des Ge-
setzgebungsverfahren mehrfach für die Reform ausgesprochen, die nun den Blickwinkel weg von der 
Liquidation hin zu den neuen Ansätzen von Sanierung und Restrukturierung führen wird (DAV-
Stellungnahmen 53/2012, 14/2013 und 39/2013). Des Weiteren hat der Rat am 05. Juni 2014 auch ei-
ne Durchführungsverordnung zur Ersetzung der Anhänge A, B und C der Verordnung 1346/2000/EG 
verabschiedet (vgl. EiÜ 39/11, 44/12, 07/13, 05/14). 
 

MEHR RECHTE FÜR BESCHULDIGTE KINDER IM STRAFVERFAHREN? – RAT 
Beschuldigte Kinder sollen nach der Vorstellung der EU-Kommission ein unabdingbares Recht auf 
Zugang zu einem Rechtsbeistand im Strafverfahren haben. Dieses Recht soll nach Meinung des Ra-
tes jedoch eingeschränkt werden, sofern in Anbetracht der fehlenden Komplexität des Falles oder ei-
ner nur zu erwartenden geringen Strafe dies nicht als unverhältnismäßig eingestuft wird. Dies be-
schloss der Rat in seiner allgemeinen Ausrichtung vom 6. Juni 2014 zum Richtlinienvorschlag 
COM(2013) 822 der Kommission über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für verdächtige oder be-
schuldigte Kinder (s. EiÜ 03/14, 36/13). Die audiovisuelle Aufzeichnung von Befragungen von Kindern 
soll nach dem Rat zwar möglich, jedoch nicht wie von der Kommission vorgesehen die Regel sein. In 
der Ausrichtung sieht der Rat auch erstmals eine Rückforderungsmöglichkeit gegenüber dem Kind 
bzw. seinen Eltern vor für Kosten, die durch audiovisuelle Aufzeichnungen, medizinische Untersu-
chungen oder andere Maßnahmen entstanden sind. Die Ausrichtung dient als grundlegende Verhand-
lungsposition des Rates in den Trilogverhandlungen mit Parlament und Kommission. 
 

EU-STAATSANWALTSCHAFT: ES SOLL EIN KOLLEGIUM WERDEN! – RAT 
Wenn in Zukunft die EU-Staatsanwaltschaft im Hinblick auf gegen die finanziellen Interessen der EU 
gerichteten Straftaten ermittelt, soll an der Spitze dieser neuen Behörde nicht „der Europäische 
Staatsanwalt“ stehen, sondern ein Kollegium. Diesen Wunsch bekräftigte bei einer Orientierungsaus-
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sprache am 6. Juni die Mehrheit der EU-Justizminister. Dabei wurde der Sachstand der bisher in der 
Ratsarbeitsgruppe verhandelten ersten drei Kapitel des Verordnungsvorschlags COM(2013) 534 der 
Kommission über die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft erläutert (s. EiÜ 33/13, 37/13 
und 10/14). Das Kollegium soll sich aus einem Chefankläger und je einem Europäischen Staatsanwalt 
pro Mitgliedstaat zusammensetzen. Der Rat plant auch, dass die Zuständigkeit der Europäischen 
Staatsanwaltschaft konkurrierend statt – wie von der Kommission vorgesehen – ausschließlich sein 
soll. Dabei soll die Europäische Staatsanwaltschaft jedoch vorrangig zuständig sein für Ermittlungen 
von Straftaten gegen die finanziellen Interessen der EU und über ein Evokationsrecht verfügen. Die 
Verhandlungen in der Ratsarbeitsgruppe gehen weiter und erreichen demnächst wichtige Kapitel der 
Verordnung zu Ermittlungs-, Strafverfolgungs- und Gerichtsverfahrensvorschriften sowie zu Verfah-
rensgarantien. 
 

E-JUSTIZ 2014-18: RECHTSINFORMATIONEN WERDEN MODERNER  – RAT  
Rechtsanwälte als Angehörige der Rechtsberufe sollen möglichst eng in Projekte und Beratungen zur 
E-Justiz eingebunden werden. Dadurch soll sichergestellt werden, dass die entwickelten Lösungen 
den Bedürfnissen der Anwaltschaft entsprechen. So sollen etwa Informationen über bestehende Initia-
tiven und Systeme der europäischen Rechtsanwaltschaft im E-Justiz-Portal abgebildet werden. Dies 
sieht der Mehrjährige Aktionsplan für die europäische E-Justiz 2014 – 2018 vor, den der Rat – zur 
Umsetzung der E-Justiz-Strategie 2014-2018 – am 6. Juni 2014 annahm. Der Aktionsplan sieht kon-
krete Projekte in den Bereichen des Zugangs zu Informationen im Justizbereich, des Zugangs zur 
Justiz in grenzüberschreitenden Fällen durch elektronische Kommunikation sowie der elektronischen 
Kommunikation zwischen den Justizbehörden vor. Das Europäische Parlament hat wiederholt den 
Ausbau des EU-Justiz-Programms gefordert (s. EiÜ 32/13, 13/14).  
 

DEUTSCHES GLÜCKSSPIELRECHT AUF DEM PRÜFSTAND – EUGH 
Schleswig-Holstein durfte für einen Zeitraum von 14 Monaten eine liberalere Glücksspielpolitik als die 
restlichen Bundesländer verfolgen, ohne die Vereinbarkeit des in den übrigen Ländern geltenden 
Spielverbots mit den Vorschriften über den freien Dienstleistungsverkehr i.S.v. Art. 56 AEUV dadurch 
in Frage zu stellen. Voraussetzung für eine solche Abweichung ist, dass die den anderen Ländern 
gemeinsame Regelung den in der Rechtsprechung des Gerichtshofs aufgestellten Anforderungen an 
die Verhältnismäßigkeit genügt, und dass diese Regelung durch die räumlich und zeitlich begrenzte 
Abweichung nicht infrage gestellt wird. Dies stellte der EuGH am 12. Juni 2014 in der Rs. C-156/13 
fest. Wiederholt hat der Gerichtshof entschieden, dass die Regelung der Glücksspiele zu den Berei-
chen gehört, in denen beträchtliche sittliche, religiöse und kulturelle Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten bestehen. Das in Deutschland durch das Glücksspielverbot verfolgte Ziel des Allgemein-
wohls vermag die mit dem Verbot einhergehende Beschränkung des Dienstleistungsverkehrs zu 
rechtfertigen. Diese Verhältnismäßigkeit wird bei einer Abweichung in nur einem Bundesland über ei-
nen kurzfristigen Zeitraum nicht gefährdet. 
 

ABGELTUNGSANSPRUCH AUS JAHRESURLAUB IST VERERBBAR – EUGH  
Ein Abgeltungsanspruch wegen nicht genommenen Jahresurlaubs bleibt auch nach dem Tod eines 
Arbeitnehmers bestehen und ist vererbbar, so der EuGH in einem Urteil vom 12. Juni 2014 (Rs. C-
118/13). Der Anspruch des Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub gemäß Artikel 7 der Richtlinie 
2003/88/EG sei ein „besonders bedeutsamer Grundsatz des Sozialrechts der Union“. Für die prakti-
sche Wirksamkeit dieses Anspruchs sei ein finanzieller Ausgleich bei Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses durch den Tod des Arbeitnehmers unerlässlich. Andernfalls würde der Tod als ein unwägbares 
und nicht beherrschbares Vorkommnis rückwirkend zum vollständigen Anspruchsverlust führen. Dass 
der Arbeitnehmer eine Abgeltung nicht im Vorfeld beantragt habe, sei unerheblich. Im Ausgangsver-
fahren vor dem Landesarbeitsgericht Hamm hatte die Ehefrau und Alleinerbin eines verstorbenen Ar-
beitnehmers gegen dessen ehemaligen Arbeitgeber geklagt und die Abgeltung unstreitig bestehender 
noch offener 140,5 Jahresurlaubstage gefordert. 
 

EIÜ-BEZUG – HINWEISE 
Zum Bezug der EiÜ genügt eine kurze Nachricht an bruessel@eu.anwaltverein.de unter Angabe des 
örtlichen Anwaltvereins. Die EiÜ ist auch im Internet abzurufen (im pdf-Format) unter: 
http://www.anwaltverein.de/leistungen/europa-im-ueberblick. Für einen französischen oder spanischen 
Überblick über anwaltsrelevante EU-Themen („Europe en bref“ bzw. „Europa en breve“) wenden Sie 
sich bitte an unsere Kollegen von der Délégation des Barreaux de France unter dbf@dbfbruxelles.eu 
bzw. vom Consejo General de la Abogacía Española unter bruselas@abogacia.es. 
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